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Betrifft: Ihr Brief vom 20. Oktober 2006 – Familie Yildirim 

Sehr geehrter Herr Minister, 
Die Familie Yildirim befindet sich im Kirchenasyl. Wir haben uns nach reiflicher Überlegung und aus christlicher Motivation heraus dazu entschlossen. 

Wir haben Ihren Brief vom 20.Oktober erhalten. Herr Ministerialrat Horst Muth hatte an  diesem Tag in einer Veranstaltung hier in Koblenz Ihre Entscheidung angekündigt. Wir haben verstanden, dass Sie der Familie „arglistige Täuschung“ und „Asylmissbrauch“ vorwerfen und daraufhin die klare Entscheidung aus Ihrer Sicht getroffen haben: Die Familie muss ausreisen oder wird abgeschoben. 

Wir können nur noch eine letzte Frage stellen: Könnte es nicht auch anders gewesen sein? 

Seit einem Jahr sind wir ständig mit der Familie im Kontakt. Sie ist eine schwache Familie mit großen Ängsten, Beklemmungen und Unsicherheiten:

Wer als Analphabet hierher kommt, Lesen, Schreiben und eine andere Sprache und das gleichzeitig lernen soll, wird sich schwer tun. Wer vorher als Schafhirt in der Landwirtschaft in Kurdistan in guten wirtschaftlichen Verhältnissen gelebt hat, und hier in Deutschland auf dem aktuellen Arbeitsmarkt eine Arbeit finden soll, kann verzweifeln. Wer vorher glücklich mit kleinen Kindern gelebt hat, dann flüchtet, die Kinder in der Obhut der Oma hinterlassen muss, wird die dauernde Sorge um die dortigen Kinder nicht mehr los. Dazu kommen dann die Sorgen um die Kinder, die hier geboren wurden. 

Wer auf der Flucht nach Deutschland kommt, die Sprache nicht versteht, auf die Vielzahl von helfenden, beratenden Menschen unterschiedlicher Kompetenz und Motivation angewiesen ist, wird sich unweigerlich in Widersprüche, Ungereimtheiten und Versuchungen wieder finden. Wer dazu noch eher zurückhaltend ist, seit Jahren aber psychischem Druck ausgesetzt ist, steht in der Gefahr depressiv zu werden. 

Die Vielzahl der Asylfolgeanträge trägt für uns das Zeichen der Angst in sich, weil man keinen anderen Weg sah. Der dilettantische Fälschungsversuch kann doch auch in diese Richtung weisen und sollte nicht allzu schnell als quasi kriminelle Energie gedeutet werden – denn diese können wir nun wirklich nicht feststellen. 

Die Erfahrungen der Familie mit dem türkischen Staat und seinen Institutionen haben diese Angst erzeugt und die Erfahrungen mit den türkischen Behörden hier in Deutschland (z.B. auf dem Generalkonsulat in Mainz) waren in keiner Weise beruhigend. 

Gegen Herrn Yildirim liegt ein Haftbefehl vor und bei einer Einreise würde er verhaftet. Am 25. Oktober befand sich der Vorsitzende des IHD-Diyarbakır, İnsan Haklar Derneği – Human Rights Association, Herr Selahattin Demirtaş in Köln. Wir hatten die Gelegenheit, mit ihm über die Familie zu sprechen. Überrascht konnten wir feststellen, dass der Fall sogar in Diyarbakır schon bekannt ist. Herr Demirtaş bestätigte, dass mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit Herr Yildirim bei seiner Ankunft verhaftet und nach den neuen Antiterrorgesetzen bis zu 6 Monate in Einzelhaft gehalten werden kann – ohne anwaltlichen Kontakt. Was eine Verhaftung bis zu einem halben Jahr dort mit dem etwas anderen Justiz-System bedeutet, kann man sich vorstellen: Folter, Schläge, Verleumdung. Auf Frau Yildirim als der Ehefrau kann Ähnliches zukommen (Folter, Vergewaltigung), was wegen des herrschen Ehrenkodex in der dortigen Gesellschaft besonders schlimm wäre. Die Kinder stünden ohne Eltern da. Und man kann davon ausgehen, dass die Familie staatlicherseits keinerlei Hilfen für ihre  Lebensgrundlage erwarten könnte. 

Telefonisch ist uns gerade erst bekannt geworden, dass die Prozessakten vom Amtsgericht Nusaybin an das Schwer-Straf-Gericht in Diyarbakır überwiesen wurden. 

Wir haben immer klargestellt, dass Kirchenasyl eine Aktionsform zur Rettung von Humanität und Menschenwürde ist. Die örtliche Kirchengemeinde gewährt Flüchtlingen Schutz und hofft, dass die Behörden den Fall unter anderen und vor allem humanitären Gesichtspunkten erneut prüfen – gerade mit Blick auf die Kinder. Dass Kirchenasyl kein Abschiebehindernis schafft, ist allen bewusst. Mehr noch, dass Personen, die illegal hier lebenden Menschen Beihilfe leisten, sogar strafrechtlich verfolgt werden können, nehmen die Beteiligten aus mitmenschlichen und christlichen Gründen in Kauf. Das Kirchenasyl beruft sich auf die biblische Tradition, Flüchtlingen Schutz und Hilfe zu gewähren und den Schwächsten beizustehen, denn ohne Sensibilität für die Schwachen kann es keine menschenwürdige Gesellschaft geben. Wer im Gebet in Gott eintaucht, taucht eben neben den Armen wieder auf.

Wir haben der Familie nie falsche Hoffnungen gemacht, sondern immer realistisch die Bandbreite der Handlungsmöglichkeiten der Behörden und die Bandbreite unserer Möglichkeiten dargelegt. 

Es tut uns leid, wenn wir „unrealistische Rechtsauffassungen vertreten und verbreiten“, wie Sie schreiben. Wir haben uns als juristische Laien nur intensiv mit der Kinderrechtskonvention und entsprechenden Gutachten, mit dem neuen Aufenthaltsgesetz, mit den Menschenrechten, mit dem Grundgesetz, mit Aufforderungen des UNHCR, mit der neuen EU-Asylrichtlinie auseinandergesetzt. 

Mit Bitterkeit entschuldigen wir uns dafür, dass wir lesen und schreiben gelernt haben. Wir dachten, wir müssten dies tun, um rechtsstaatliche Gründe für ein Verbleiben der Familie darzulegen. Das ist gescheitert, zugegeben. Vielleicht hätten wir uns dies ersparen und unsere Energie und Zeit (leider ist beides sehr knapp bemessen) anders und effektiver einsetzen können. Es tut nun wirklich weh, dass dieses ehrenamtliche Engagement keine Wertschätzung erfährt, was sich unter anderem darin ausdrückte, dass Sie es mehrmals ablehnten, mit uns zu reden. 

Wir weisen Ihren letzten Satz kopfschüttelnd zurück: eine erzwungene Ausreise als einen „humanitären Vollzug des Ausländerrechts“ (und Sie meinten wohl eine Ausreise ohne Gewaltanwendung) zu bezeichnen, das empfanden wir als zynisch. 

Mit freundlichen Grüßen 

Werner Huffer-Kilian, 

Moderator Initiative Zuflucht

